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Kurzfassung 

Das Versicherungsgericht vermag seine Geschäftslast zurzeit zu bewältigen. Dies ist einer Reihe 
von Massnahmen zu verdanken, die in den letzten Jahren getroffen wurden. Ein zentraler Be-
standteil dieser Massnahmen ist eine Pensenerhöhung von Oberrichterin Franziska Weber. Diese 
Pensenerhöhung (von 80 % auf 100 %) wurde von der Gerichtsverwaltungskommission jeweils 
nacheinander befristet beschlossen. Ende November 2015 wird sie aber insgesamt vier Jahre ge-
dauert haben. Für eine Weiterführung ist deshalb ein Parlamentsbeschluss notwendig. Die an-
haltend hohe Geschäftslast des Versicherungsgerichtes, erneut gestiegene verfahrensrechtliche 
Anforderungen, ein substanzieller Ressourcenverlust durch den Abgang eines hervorragenden, 
langjährigen Ersatzrichters sowie die Aussicht auf steigende Eingangszahlen erfordern, dass die 
Oberrichterstellen dauernd um 20 %, d.h. von 9.3 auf 9.5 Stellen angehoben werden. Damit 
kann das auf 100% erhöhte Pensum von Oberrichterin Franziska Weber auf unbestimmte Zeit 
weitergeführt werden. Die Massnahme kann budgetneutral durchgeführt werden; die bean-
tragten Personalkredite müssen nicht erhöht werden. 
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf über eine Erhöhung auf 9,5 Richter-
stellen beim Obergericht. 

1. Ausgangslage 

Die Geschäftslast des Versicherungsgerichtes ist seit Jahren sehr hoch. Zu deren Bewältigung 
wurden in der jüngeren Vergangenheit die folgenden Massnahmen ergriffen: 

- Das Arbeitspensum von Oberrichterin Weber wurde zu diversen Malen befristet von 80 % 
auf 100 % aufgestockt, jeweils budgetneutral zulasten des Ersatzrichterkredits. 

- Im Herbst 2013 wurde die Gerichtsschreiberkapazität des Versicherungsgerichts um 120 Stel-
lenprozente erhöht, zunächst befristet auf zwei Jahre, nunmehr aber auf unbeschränkte Zeit. 
Auch diese Massnahme erfolgte budgetneutral, zulasten des Aushilfs- und Ersatzrichterkre-
dits. 

- Das gesamte Arbeitspensum von Oberrichter Flückiger (100 %) wurde dem Versicherungsge-
richt zur Verfügung gestellt (bis Ende 2014 wurde er zu je 10 % noch in der Strafkammer und 
in der Aufsichtsbehörde für Schuldbetreibung und Konkurs eingesetzt, in früheren Jahren 
entfielen zusätzliche Teilpensen auf andere Kammern). 

- Zwei Richter der Strafkammer wirken im Versicherungsgericht je zu 30 % mit (seit 1. April 
2015, vorher zu je 15 %). 

- Ersatzrichter Rudolf Junker wird seit geraumer Zeit vermehrt für Fälle des Versicherungsge-
richtes beigezogen. Er ist versiert im Sozialversicherungsrecht und infolge seiner Frühpensio-
nierung in der Lage, ein substantielles Arbeitspensum zu leisten. 

Diese Massnahmen führten bis anhin zum Erfolg: im Jahr 2014 konnten die Pendenzen um 15 % 
auf rund 300 Fälle abgebaut werden. Dieser Pendenzenstand konnte bis Mitte 2015 gehalten 
werden, trotz deutlich gestiegener Eingänge von Invaliditätsfällen im ersten Halbjahr 2015. 

Dieser Erfolg ist jedoch aus den folgenden Gründen gefährdet: 

- Kurz- und längerfristig ist im Sozialversicherungsbereich mit keinem Rückgang, sondern im 
Gegenteil mit weiter steigenden Eingängen zu rechnen. Insbesondere die Sparmassnahmen 
und häufigen Gesetzes- und Rechtsprechungsänderungen im Bereich der Invalidenversiche-
rung werden auch in Zukunft für tendenziell steigende, sicher aber nicht sinkende Eingangs-
zahlen sorgen. Dies zeigt sich bereits jetzt aufgrund der Entwicklung im ersten Halbjahr 
2015. Eine jüngste Praxisänderung durch ein Urteil des Bundesgerichts vom 3. Juni 2015 dürf-
te im zweiten Halbjahr 2015 und noch stärker im Jahr 2016 für zusätzliche Arbeit sorgen. 

- Neue formellrechtliche Vorgaben haben die Verfahren im Sozialversicherungsrecht in den 
letzten Jahren weiter verkompliziert: so ist es dem Versicherungsgericht neuerdings ver-
wehrt, unvollständig abgeklärte Fälle zur Ergänzung des Sachverhaltes an die Vorinstanzen 
zurückzusenden, sondern es hat die (zeitraubenden) Abklärungen in eigener Regie vorneh-
men zu lassen. Ebenso machen die Prozessparteien zunehmend von ihrem Recht Gebrauch, 
ihre Angelegenheit mündlich vor dem Versicherungsgericht zu vertreten. Dies beansprucht 
die beteiligten (drei) Richter und Gerichtsschreiber zeitlich in starkem Ausmass. 
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- Ersatzrichter Rudolf Junker kann infolge Wegzugs aus unserem Kanton nur noch bis Ende 
2015 eingesetzt werden. Es ist äusserst zweifelhaft, ob eine Nachfolge gefunden werden 
kann, die über gleichwertige Kenntnisse, über vergleichbare zeitliche Ressourcen sowie über 
die gleiche Schaffenskraft verfügt. 

- Schliesslich läuft die befristete Pensenerhöhung von 20 % von Oberrichterin Weber Ende No-
vember 2015 aus. Über diesen Zeitpunkt hinaus kann die Erhöhung (in Analogie zu den Be-
stimmungen des Gesamtarbeitsvertrages) nicht mehr durch die Gerichtsverwaltungskommis-
sion verlängert werden. 

Falls man den Dingen ihren Lauf lässt, droht somit ein Rückschritt, der die Erfolge des Jahres 
2014 zunichtemachen könnte. Dies gilt es unbedingt zu vermeiden. Namentlich aus Sicht der 
Rechtsuchenden muss vielmehr eine weitere Reduktion der Pendenzen angestrebt werden, 
denn der Status quo ist trotz der erreichten Fortschritte noch nicht zufriedenstellend: Der Ar-
beitsvorrat (das Verhältnis von Pendenzen zur Jahresproduktion) beläuft sich per Mitte 2015 
immer noch auf 81%. Dies ist im Vergleich zu den anderen Kammern des Obergerichts und den 
anderen Gerichten des Kantons weit überdurchschnittlich. Dort liegt der Arbeitsvorrat zwischen 
einem Fünftel und einem Drittel der Jahresproduktion. 

Die sehr hohe Belastung zeigt sich auch bei der Verfahrensdauer. Bereits heute dauert ein Ver-
fahren im weitaus grössten Bereich, der Invalidenversicherung, in deutlich mehr als der Hälfte 
der Fälle länger als ein Jahr. Kann das Zusatzpensum von Oberrichterin Weber nicht beibehalten 
werden, so droht eine Verschlechterung der Erledigungsdauern – einmal abgesehen davon, dass 
die Konsequenzen des Weggangs von Ersatzrichter Junker heute noch nicht abgeschätzt werden 
können. Die Qualität der Arbeit des Versicherungsgerichtes wird zwar, so zuletzt in der An-
waltsumfrage von 2013, recht gut bewertet, was auch mit der im interkantonalen Vergleich 
ausgezeichneten Bilanz vor Bundesgericht korrespondiert. Anders verhält es sich jedoch in Be-
zug auf die Verfahrensdauern, die in der Anwaltsumfrage sehr schlecht bewertet wurden. Eine 
weitere Verlängerung der Erledigungsdauern kann den Rechtsuchenden nicht zugemutet wer-
den. 

 

2. Erforderliche Massnahmen 

Das Versicherungsgericht ist deshalb darauf angewiesen, in Bezug auf die Pensen der ordentli-
chen Richter den Status quo weiterführen zu können. 

Keine Alternativen zur Pensenerhöhung: Das Versicherungsgericht kann den Wegfall des 20%-
Pensums von Franziska Weber, beziehungsweise den Weggang von Ersatzrichter Rudolf Junker 
nicht auf andere Weise kompensieren, insbesondere nicht durch den Beizug weiterer Richter aus 
den anderen Kammern des Obergerichts. Zwei Richter der Strafkammer, welche seit Jahren im 
Versicherungsgericht mitarbeiten und über die entsprechende Erfahrung verfügen, haben ihr 
Pensum auf je 30% erhöht. Eine Erhöhung dieser Pensen würde die Fallerledigung durch die 
Strafkammer aber gefährden. Eine Detachierung weiterer Richter aus anderen Kammern in das 
Versicherungsgericht ist nicht möglich: Diese müssten sich während längerer Zeit in die Spezial-
materie Sozialversicherungsrecht mit einem recht hohen Pensum (mindestens 50 %) einarbeiten; 
ebenso müssten sie danach zu einem substantiellen Pensum im Versicherungsgericht mitarbei-
ten, um fachlich auf der Höhe zu bleiben. Eine Schwächung der anderen Kammern in diesem 
Umfang ist aber nicht möglich. 

Es ist damit vielmehr sachgerecht, die Pensenerhöhung von 20 % von Oberrichterin Weber auf 
Dauer beizubehalten: Sie ist eine ausgewiesene Kennerin des Sozialversicherungsrechts mit 
langjähriger Erfahrung in diesem Spezialgebiet – seit 9 Jahren als Mitglied, davon 4 Jahre als 
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Präsidentin, des Versicherungsgerichts und davor während 8 Jahren als Gerichtsschreiberin des 
Bernischen Verwaltungsgerichts, Sozialversicherungsrechtliche Abteilung. 

3. Auswirkungen 

Finanzielle Konsequenzen: Die Pensenerhöhung von Oberrichterin Weber kommt inklusive Ar-
beitgeberlasten auf CHF 55‘341 pro Jahr zu stehen. Sie wurde schon bis anhin budgetneutral, 
d.h. zulasten des Ersatzrichterkredits finanziert. Dies kann so weitergeführt werden. Durch den 
Wegfall von Ersatzrichter Junker werden in diesem Kredit auch ohnehin Mittel frei, die zur Fi-
nanzierung der Pensenerhöhung verwendet werden können. Eine Erhöhung der ordentlichen 
Personalkredite, beziehungsweise des Globalbudgets, ist nicht nötig. 

4. Rechtliches 

Gemäss § 23 Abs. 1 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation (BGS 125.12) umfasst das Ober-
gericht 9-12 Richterstellen. "Wie hoch die Anzahl Richterstellen innerhalb dieses gesetzlichen 
Rahmens konkret ist, bestimmt der Kantonsrat durch Vornahme entsprechender Wahlen auf 
Begehren des Obergerichts" (Seite 13 der seinerzeitigen Vorlage zur Einführung der selbständi-
gen Gerichtsverwaltung; Botschaft und Entwurf RG 049/2004). Auch aus mehrfachen weiteren 
Ausführungen in der Vorlage geht hervor, dass das Obergericht als massgebend für die Antrag-
stellung betreffend Oberrichterpensen angesehen wurde. Dies steht zwar in einem gewissen 
Widerspruch dazu, dass die Gerichtsverwaltungskommission (ebenfalls in der seinerzeitigen Vor-
lage) als „oberstes Führungsorgan“ der Gerichte bezeichnet wurde. Indessen ist aus der mehrfa-
chen Erwähnung des Obergerichts der Schluss zu ziehen dass es in Bezug auf die Erhöhung von 
Richterstellen direkt gegenüber dem Kantonsrat antragsberechtigt ist. 

Dementsprechend wurde ein ähnlicher Antrag (SGB 121/2005) im Jahr 2005 – nach der Einfüh-
rung der selbstständigen Gerichtsverwaltung – direkt vom Obergericht dem Kantonsrat unter-
breitet. Dies hat auch für den vorliegenden Antrag zu gelten. 

 

5. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zuzu-
stimmen. 

Im Namen des Obergerichts 

Daniel Kiefer 
Vizepräsident 

 

Roman Staub 
Obergerichtsschreiber 
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6. Beschlussesentwurf 

Obergericht: Erhöhung auf 9,5 Richterstellen 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf § 23 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation vom 
13. März 1977, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Obergerichts vom . . . . . , 
beschliesst: 

1. Die Anzahl der Oberrichterstellen wird mit Wirkung ab dem 1. Dezember 2015 auf 9,5 fest-
gelegt. 

2. Das Pensum von Oberrichterin Franziska Weber wird mit Wirkung ab dem 1. Dezember 2015 
auf 100% festgelegt. 

3. Die Erhöhung ist budgetneutral vorzunehmen und der Ersatzrichterkredit des Obergerichts 
ist um den entsprechenden Besoldungsanteil von 20% zu kürzen. 

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsident Ratssekretär 

 

 
Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

 

Verteiler KRB 

Obergericht 
Gerichtsverwaltungskommission 
Regierungsrat 
Bau- und Justizdepartement 
Staatskanzlei 
Personalamt 
Kantonale Pensionskasse Solothurn 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste 


